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Betreff

Erweiterung des Bettenhauses für Pflegeplätze und Errichtung eines 
Verbindungsgebäudes in Köthen (Anhalt) Anhaltische Straße 11 

Beratungsfolge

Nr. Gremium Ist-Termin Ergebnis

1 18.03.2010: Bau- und Umweltausschuss 18.03.2010 laut BV

Mitzeichnungspflicht

Person Unterschrift Datum

Frau Rauer 09.03.2010

Beschlussentwurf

Der Bau- und Umweltausschuss beschließt, dem Bauvorhaben „Erweiterung des Bettenhauses für 
Pflegeplätze und Errichtung eines Verbindungsgebäudes“ auf dem Grundstück Anhaltische Straße 11 
in Köthen (Anhalt) entsprechend § 34 Baugesetzbuch planungsrechtlich zuzustimmen.

Gesetzliche Grundlagen:
Baugesetzbuch



Darlegung des Sachverhalts / Begründung

Mit Datum vom 15.02.2010 stellte die Betreiberin der in der Anhaltischen Straße 11 in Köthen (Anhalt) 
vorhandenen Einrichtung für Betreutes Wohnen und Pflegestation eine Bauvoranfrage für die bauliche 
Erweiterung. 

Entsprechend der Antragsunterlagen ist hier geplant, das vorhandene fünfgeschossige Gebäude 
durch einen Anbau in südliche Richtung um ca. 38,00 m zu erweitern. Dieser Anbau soll ebenso 
fünfgeschossig sein und sich somit dem bereits vorhandenen Gebäude anpassen. In dem geplanten 
Anbau sollen neben notwendigen Funktionsräumen insgesamt 50 Einzelzimmer mit dazugehörigen 
Nasszellen entstehen. Weiterhin soll ein ca. 50,00 m langer eingeschossiger Verbindungsbau an den 
östlichen Teil des bestehenden und zum Teil an den geplanten fünfgeschossigen Anbau errichtet 
werden. Dieser Verbindungsbau soll der besseren Erreichbarkeit der einzelnen Stationen dienen. 
Derzeit erfolgt die Erreichbarkeit der einzelnen Stationen teilweise über mehrere Flure und 
Treppenhäuser, was einer guten Orientierung sowohl für Besucher als auch gerade für die Bewohner 
der Einrichtung nicht zuträglich ist. Insgesamt sollen durch die hier getätigten Investitionen ca. 20 neue 
Arbeitsplätze entstehen. 

Weiterhin ist geplant die Freifläche südlich des geplanten Anbaues bis zur Bahnlinie entsprechend 
herzurichten und als Grünanlage für die Bewohner der Einrichtung zu nutzen. Da durch die 
Baumaßnahme der Feldweg abgeschnitten wird, über welchen die Kleingartenanlage im Südosten 
erreicht werden kann, erklärt sich die Betreiberin diesbezüglich bereit, einen entsprechenden 
„Ersatzweg“ zu gewährleisten. 

Die vorhandenen Gebäude und die geplante Erweiterung befinden sich nicht im Geltungsbereich eines 
Bebauungsplanes. Die planungsrechtliche Beurteilung erfolgt somit an Hand der Regelungen des § 34 
Abs. 1 BauGB. Die Zuständigkeit des Bau- und Umweltausschusses ergibt sich im vorliegenden Fall 
auf Grund der Baukostensumme von über 300.000,00 €.

Das zuvor genannte Vorhaben ist zulässig wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der 
Bauweise und der überbaubaren Grundstücksfläche in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt. 
Ebenso muss die Erschließung gesichert sein. Auch müssen die Arbeits- und Wohnverhältnisse 
gewahrt bleiben. Das Ortsbild darf nicht beeinträchtigt werden. 

Hinsichtlich der Art und des Maßes der baulichen Nutzung ist die nähere Umgebung des Vorhabens 
überwiegend durch fünfgeschossige Wohngebäude bzw. durch das bereits vorhandene 
Pflegeheim/Betreute Wohnen geprägt. Bezüglich der Bauweise wird auch die vorherrschende 
Blockbauweise nicht gestört. Ebenso fügt sich das Vorhaben hinsichtlich der überbaubaren 
Grundstücksfläche ein. Die Erschließung kann vollständig über das an die Straße angrenzende 
Grundstück Anhaltische Straße 11 erfolgen. Ebenfalls werden die gesunden Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse sowie das Ortsbild nicht beeinträchtigt. 

Das Vorhaben fügt sich somit entsprechend § 34 Abs. 1 BauGB in die Eigenart der näheren 
Umgebung ein. Die planungsrechtliche Zulässigkeit des Vorhabens ist zu bestätigen. 
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